
Polizeieinsatz in Hamburg (1990): „Die individuelle Schuld ist das A und O“
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Schwarze
Horden
Prügelszenen, Ausländerhaß und
rechtsradikales Gedankengut: Die
zunehmende Gewaltbereitschaft
von Polizisten ängstigt Politiker.

er Vermerk aus dem Hamburg
Polizeirevier 23, in holprigemD Amtsdeutsch niedergeschriebe

las sichäußerst vage.
Im Keller einer Polizeistation in de

Nähe des Hamburger Hauptbahnh
(Amtskürzel: „PR 11“) solle es zu
strafwürdigen „Handlungen“ gekom-
men sein, berichtete da einPolizei-
obermeister: Offenbarseien „negroide
Personen“ von Beamtenmißhandelt
worden.

Anscheinend, berichtete derMitar-
beiter weiter, nähmen Polizeikollegen
nachts regelmäßig „farbigePersonen
fest“ und provozierten sie so lange, b
sie einen Vorwandhätten, ihre Opfer
„zu schlagen bzw. zumißhandeln“.

Ein Papier mit Informationen vom
Hörensagen. Als der Hamburger I
nensenator Werner Hackmann esver-
gangene Woche auf denTisch bekam,
handelte er sofort: Der Sozialdemokr
trat vonseinem Posten zurück.

Auch sein Parteifreund Henning Vo
scherau fühltesich von der „Dimension
der Vorwürfe“ nachgerade überwältig
Wenn sich die Anschuldigungen bestä
tigten, verlangte derHamburger Bür-
germeister barsch,müßten die Beamte
„hinter Gitter“.

Doch solange wollteVoscherau nich
warten. Als „vorbeugendepolitische
Maßnahme“ ordnete ervergangene Wo
che die Suspendierung eineskompletten
Polizeizuges an.Ohne näherePrüfung
der Vorwürfe wurden 27Beamtenach
Hausegeschickt – 3 vonihnen werden
Kontakte zu rechtsradikalen Gruppie
rungen nachgesagt.

Prompt hagelte es landauf, landa
Proteste gegen den HamburgerCoup.
Suspendierungen „per Formblatt“,kriti-
sierte etwa der Berliner Beamtenrec
ler Ulrich Battis,seien ihm bislangnoch
nicht vorgekommen. Battis: „Dieindivi-
duelle Schuld ist das A und O. “

Anfangshatte derschnelle Streich de
Hamburger Bürgermeisters noch nac
einem Musterbeispiel fürentschlossene
Durchgreifen ausgesehen.GegenEnde
vergangener Wocheentpuppte ersich
als blinder, womöglich rechtswidri-
ger Aktionismus. Vergangenen Freit
schließlichmußteauch der Innenstaat
rat Dirk Reimers gehen.

Die hektischen Aktivitäten offenba
ren die Hilflosigkeit undNervosität, mit
der Innen- und Rechtspolitiker in de
Bundesrepublik einem wachsenden P
blem zu begegnen suchen: der zun
 -

menden Zahl vonpolizeilichenGewalt-
exzessen in deutschen Wachstube
den sich mehrenden Anzeichen von
Ausländerfeindlichkeit und den Symp
thiebekundungen mancher Ordnung
hüter für rechtsradikale Organisatio
nen.

Die Gefangenenhilfsorganisatio
Amnesty International hat im letzte
Jahr einen „deutlichen Anstieg vo
Mißhandlungen“ auf deutschenPolizei-
wachen angeprangert. Die Übergriff
seienteils „rassistischmotiviert“ gewe-
sen.

WährendPolizeiführerallenfalls eini-
ge schwarze Schafe inihren Reihen
ausmachen wollen, sprechenPolizeikri-
tiker wie der Berliner Grünen-Frakt
onschef WolfgangWieland bereits von
„schwarzenHorden“ – deutschePolizi-
sten, Banden vonPrüglern?

Das wohlnicht. Doch dergeschiede
ne Senator Hackmannklagt, immer
wieder hätten sich einzelne Polizeifüh
rer als unfähigoder garunwillig erwie-
sen, Machtmißbrauch und Gewalt v
Einsatzbeamten gegen Ausländer
verhindern. Hessens Innen-Staatssek
tär Heinz Fromm (SPD) sieht bei
den Ordnungshütern einen„massiven
Nachholbedarf in dersozialenKompe-
tenz und derpolitischen Bildung“.

Erst vor einigen Wochen war in Ber-
lin ein Polizeitrupp aufgelöstworden.
Neun Beamte wurdenfestgenommen
weil sie ausländische undjugendliche
Verdächtige mißhandelthabensollen.

Die Berliner Prügelorgiensind nur
ein Posten auf einer langenListe von
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Ex-Senator Hackmann
Sofort gehandelt
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Polizeiopfer Neß, Einsatzbeamte: Fernsehbilder vom Täter
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Übergriffen durch schlagkräftigeOrd-
nungshüter:
i In Lüneburg wurden imJuli zwei

Polizisten verurteilt, die einenrussi-
schen Asylbewerbergefesselt und
verprügelthatten.

i In Leipzig istMitte August ein Beam
ter zu mehreren Jahren Haftverur-
teilt worden, weil er vier Vietname-
sen beraubt,verschleppt und zusam
mengeknüppelthatte.

i Im brandenburgischenBernau wur-
den sieben Polizistensuspendiert
weil sie auf derWache 15vietnamesi-
sche Zigarettenhändler geschlagen
und getreten habensollen.

i In Berlin erhieltenvorige Woche drei
Beamte hohe Geldstrafen,weil sie ei-
nen Iranermißhandelthatten.
Viele Übergriffe werden nicht be-

kannt, weil sich dieOpfer nicht trauen,
Anzeige zuerstatten. Wer dennoch e
nen Beamten belastet,gilt in Polizei-
kreisen zumeist alsQuerulant oderKri-
mineller. Oftmals herrscht auf den R
vieren einstrammerKorpsgeist wie zu
Kaisers Zeiten: „Polizisten verpfeifen
sich gegenseitig nicht“,berichtet der
Berliner Polizeiforscher Otto Diede-
richs (siehe Interview Seite 108).

Entsprechendschwierig wird es für
Betroffene, den Ordnungshütern G
walttätigkeiten nachzuweisen. So ve
drehten Hamburger Polizisten dem
NDR-JournalistenOliver Neß bei eine
Demonstration im Mai den Fuß dera
daß der Reportereinen Bänderriß erlitt
Seither fahnden Staatsanwälteverge-
bens nach einemSchuldigen, obwoh
Fernsehbilder dieTäterzeigen.

In Beweisnot geraten die Ermittle
auch imFall eines 30JahrealtenPolizei-
beamten (Spitzname „Elvis“), der seit
vergangener Woche inKiel vor Gericht
steht. LautAnzeige eines Kollegensoll
er einen Asylbewerbergefesselt und zu
sammengeschlagenhaben. Fotos des
polizeilichen Erkennungsdienstes, d
die Verletzungen des Ausländers na
der Festnahme hättenbeweisenkönnen,
sind jedoch,angeblich wegen schlecht
Qualität,vernichtetworden.

StrafenhabenprügelndeBeamtesel-
ten zu fürchten. In Berlin gab es1992
zwar 646 Ermittlungsverfahren gege
Polizeibeamte wegen Körperverletzu
im Amt. Nur in 19Fällen wurden jedoc
Anklagen erhoben, dieallesamt mit
Freispruchendeten.

GewalttätigeBeamte, dietatsächlich
einmal überführt werdenkönnen,müs-
sen um ihre Dienstmarkeallerdings
noch lange nichtfürchten. Ein Raus
schmiß aus dem Staatsdienst istlaut Be-
amtenrecht erst bei einerFreiheitsstrafe
von mindestens einemJahrmöglich.

Trotz der Skandalmeldungen: G
messen an den vielentausendPolizisten,
die in Deutschland ihren Dienstverrich-
ten, ist die Zahl derbislang wegen ge
waltsamer Übergriffe aufgefallenen B
amtennochvergleichsweisegering. Wie
sehr sich jedoch Ressentimentsgegen-
über Ausländernschon in denKöpfen
ausgebreitethaben,belegt eine aktuell
Umfrage: Unter 500Polizeibeamten in
Rheinland-Pfalz betrachteten 66 Pro
zent der Befragten Asylbewerber als
ne sozialeBedrohung. Gut ein Dritte
lehnte eine multikulturelleGesellschaf
als „nicht sozialverträglich“ ab.Knapp
zweiDrittel fanden es problematisch, i
Polizeidienstauch Ausländereinzustel-
len.

Hat die deutsche Gesellschaft diefal-
sche Polizeioderspiegeln dieOrdnungs-
hüter wider, was in dieser Gesellscha
virulent ist?Gewalt im Fernsehen, Rau
fereien in derSchule – die Schwelle de
Gewaltbereitschaft ist überall gesunke
Warumsollen junge Polizisten daanders
sein alsihre Altersgenossen?

Häufig müssen sie schlimmsteErnied-
rigungen erdulden. „Ich bin bespuckt
und beschimpftworden“, berichtet ein
Hamburger Polizist: „Dealer packen
sich Rasierklingen unter denJackenkra-
gen, damit ich dareingreife, wenn ich
sie festhaltenwill.“

Der harteSchichtdienst wird schlech
bezahlt. Ein Polizeiobermeister, 36 Ja
re, verheiratet, ein Kind, bekommt g
rade3500Mark im Monat –weniger als
ein Fahrer bei derMüllabfuhr. Gehalts-
erhöhungen sind angesichtsknapper
Länderfinanzennicht drin. Programme
mit derenHilfe der wachsendeFrust der
Beamten abgebaut werdenkönnte,gibt
es ebenfallskaum.

Reformvorschläge, mitdenengewalt-
bereite Beamtezumindest abgeschrec
werdenkönnten,werden nurhalbherzig
oder gar nicht umgesetzt.Kaum ein
Bundesland beschäftigt Polizeibeau
tragte, die als Ansprechpartner für Bü
ger wie Polizisten gewalttätige Übergr
fe verfolgenkönnten.

Der von der Innenministerkonferen
im Mai 1993getroffene Beschluß, kün
tig auch Ausländer, als Angestellte, i
den Polizeidienstaufzunehmen,wird
nur zögernd befolgt. In Nordrhein
Westfalen gibt es bisheute nur fünf
Schutzmännerohne deutschenPaß. In
Bremenschiebengerade mal drei Aus
länder Dienst.

Auch die Einführung von Namens
schildern,anhand derer Gewaltopfer i
ren Peiniger identifizieren könnten,
werden lediglich in einigen Feldversu
chenerprobt. So konnten inHessen Be
amte nurfünf Monate lang verpflichtet
werden, einNamensschild amRevers zu
tragen.

Kürzlich mußte die Anordnung au
Druck der Polizisten zurückgenom
men werden – die Beamtenbefürch-
teten, Opferkrimineller Gewalt zuwer-
den. Y
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